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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 16. Mai 1975 
durch die Vorsitzende Richterin Dr. Krüger-Nieland 
und die Richter Dr. Sprenkmann, Dr. Schönberg,
Dr. Frhr. v. Gamm und Schwerdtfeger

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird 
das Urteil des 3. Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts in Frankfurt 
(Main) vom 8. März 197^ im Kosten­
punkt und soweit die Berufung zurück­
gewiesen wurde, aufgehoben. In die­
sem Umfang wird die Sache zur ander­
weiten Verhandlung und Entscheidung 
an das Berufungsgericht zurückverwie­
sen.

Die Entscheidung über die Kosten der 
Revisionsinstanz bleibt dem Beru­
fungsgericht Vorbehalten.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Der Kläger war seit Anfang 1959 einer der Gene­
ralvertreter der Beklagten zu 1 (fortan: Beklagte), 
die Chemisch-Reinigungsmaschinen herstellt und an 
gewerbliche Kunden vertreibt. Sein vertraglich fest­
gelegtes Absatzgebiet war Mittel- und Nordhessen, so­
wie ein Teil des fränkischen Raums. Ausgenommen war
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bis etwa 1967 der Großraum Frankfurt (Main) als 
Haupteinzugsbereich der Firma RflHfe, einer Großkun­
din der Beklagten. Etwa 10 Jahre war der Kläger 
mit überdurchschnittlichem Erfolg für die Beklagte 
tätig.

Etwa ab 1967 kamen in der Reinigungsbranche 
die sogenannten "Sofort-Dienste" auf» die gegenüber 
der herkömmlichen Reinigung den Vorteil kürzerer 
Wartezeiten und günstigerer Preise boten. Einer ih­
rer Initiatoren war der Kläger. Nachdem ihm die Be­
klagte gestattet hatte, die in ihr Verkaufsprogramm 
aufgenommenen Sofort-Dienst-Maschinen auch im Ein­
zugsbereich der Firma R H U  abzusetzen, verkaufte 
der Kläger dort bis Ende 1967 bereits 21 Stück. Auch 
in seinem übrigen Vertragsgebiet hatte er beim Ab­
satz dieser Maschinen an bisher branchenfremde Neu­
kunden ungewöhnlichen Erfolg. Da diese Kunden insbe­
sondere nach Geschäftseröffnung häufig mit äußerst 
niedrigen Preisen und teilweise auch mit Preisver­
gleichen warben, zeigten sich hiervon betroffene 
herkömmliche Reinigungsunternehmen im hessischen 
Raum bald zunehmend über den Kläger und die Beklagte 
verärgert; mehr und mehr wurde die Vermutung laut, 
der Kläger empfehle seinen Neukunden die Niedrig­
preise und lenke auch deren Werbung. Bei einem von 
dem Unternehmer veranlaßten ”Stammtisch-
gespräch" von Mitgliedern des Landesfachverbandes 
des Färberei- und Chemisch-Reinigungsgewerbes und 
des Verkaufsleiters der Beklagten, am
11. November 1968 stellte]*, die betroffenen Unterneh­
mer die "Verkauf spraktikeii" des Klägers zur Diskus­
sion. Der Kläger wurde zu diesem Gespräch weder von
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Verbandsmitgliedern noch von der Beklagten eingela­
den. Ein weiteres Gespräch der Beklagten mit Vertre­
tern des Fachverbandes und der Innung der Reiniger 
am 3. März 1969 veranlaßte die Beklagte, den Kläger 
wegen verschiedener, ihm von den Reinigern vorgewor­
fenen Werbemethoden mit Schreiben vom 10. März 1969 
abzumahnen. Abschriften dieses Schreibens sandte sie 
an H f l M M M l  und an den Vorsitzenden des Fachverban­
des, F*HBBfc-RMM», der seinerseits allen Verbands­
mitgliedern in einem Rundschreiben einige Punkte des 
Abmahnungsschreibens zur Kenntnis brachte. Diese 
Vorgänge, insbesondere auch die erwähnten Gespräche 
zwischen der Beklagten und den Reinigungsunterneh­
mern, waren Gegenstand von an die Beklagte, F M M k -  
R^Br und H M B B  gerichteten Schreiben, in denen 
der Kläger sich rechtfertigte und seinerseits den 
Adressaten unkorrektes Verhalten ihm gegenüber vor­
warf.

Mit vom 27. Juli 1969 datiertem Schreiben, das 
dem Kläger - wie er behauptet - am 4. August 1969 
zuging, kündigte die Beklagte den Handelsvertreter­
vertrag fristlos aus wichtigem Grund. Als Kündigungs 
gründe sind in dem Schreiben im wesentlichen genannt 
Verstöße gegen die Pflicht, optimale Umsätze zu er­
zielen, für zufriedene Kunden zu sorgen, dauernden 
und engen Khndenkontakt zu halten, Verunglimpfungen 
der Beklagten, unqualifizierte schriftliche und tele 
fonische Äußerungen, die eine weitere Zusammenarbeit 
unmöglich machten, Verstöße gegen die Informations­
und Auskunftspflicht, sowie vertragswidrige anderwei 
te Tätigkeit.
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Der Kläger ließ diese Kündigung mit Schreiben 
seines Verbandes vom 8. August 1969 als unbegründet 
zurückweisen und bot der Beklagten seine weiteren 
Dienste an, forderte unter dem 22. Oktober I969 von 
der Beklagten die Erteilung eines Buchauszuges über 
alle provisionspflichtigen Geschäfte zwischen dem
1. Januar 1965 und dem 30. September 1969, meldete 
vorsorglich seinen Ausgleichsanspruch nach § 89 b HGB 
an und kündigte mit Schreiben vom 19. Mai 1970 den 
Vertrag seinerseits fristlos.

Die von der Beklagten Anfang August 1969 gegen 
den Kläger erhobene Klage auf Feststellung, daß die­
sem aufgrund ihrer Vertragskündigung keine Ansprü­
che gegen sie zustünden, wurde rechtskräftig als un­
zulässig abgewiesen (BGH NJW 1973, 1500), nachdem 
der Kläger seinerseits Ende 1971 die vorliegende 
Klage erhoben hatte.

Der Kläger hat mit der Begründung, ihm stünden

250.000, —  DM Ausgleich nach § 89 b HGB,
150.000, —  DM Entschädigung für die Ein­

haltung des am 6. Dezem­
ber 1968 vereinbarten Wett­
bewerbsverbots und

100.000, —  DM Schadensersatz wegen ent­
gangener Provision zu, be­
antragt ,

die Beklagten zu verurteilen, an ihn
500.000,— DM nebst 5 % Zinsen seit dem 
10. November 1971 (Zustellung des Zah­
lungsbefehls) zu zahlen.
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Oie Beklagten haben dem entgegengehalten, das 
Vertragsverhältnis sei von ihnen wegen schuldhaften 
Verhaltens des Klägers wirksam fristlos gekündigt 
worden. Wegen einer Vielzahl schwerwiegender - im 
einzelnen dargelegter - Vertragsverstöße des Klägers 
sei ihnen nicht zuzumuten gewesen, mit diesem weiter 
zusammenzuarbeiten.

Das Landgericht hat der Klage durch Zwischenur­
teil dem Grunde nach stattgegeben. Die Beklagten ha­
ben in der Berufungsinstanz Abweisung der Klage, 
der Kläger Zurückweisung der Berufung beantragt.
Der Kläger hat hilfsweise für den Fall, daß das Ge­
richt die Wettbewerbsabrede für unwirksam halte, sei­
nen Ausgleichsanspruch auf 400.000,—  DM erhöht.
Das Berufungsgericht hat unter Zurückweisung der wei­
tergehenden Berufung die landgerichtliche Entschei­
dung tteilweise abgeändert und wie folgt neu gefaßt:

1. Soweit die Klageforderung in Höhe von
150.000, —  DM auf Entschädigung für 
die Dauer eines Wettbewerbsverbots ge­
stützt wird, wird die Klage abgewiesen.

2. Hinsichtlich des Begehrens von
400.000, —  DM Handelsvertreterausgleich 
und 100.000,—  DM Schadensersatz wegen 
unberechtigter fristloser Kündigung 
ist die Klage dem Grunde nach gerecht­
fertigt.

Die Kosten der Berufung hat es den Beklagten als 
Gesamtschuldnern auferlegt. Mit der Revision erstreben
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die Beklagten die Abweisung der Klage in vollem Um­
fange. Der Kläger beantragt, die Revision zurückzu­
weisen.

Entscheidungsgründe

I. Nach den von der Revision nicht angegriffenen 
Feststellungen des Berufungsgerichts sind die für 
den Ausgleichsanspruch des Klägers erforderlichen 
Voraussetzungen des § 89 b Abs. 1 Nr. 1 - 3 HGB gege­
ben und steht außer Zweifel, daß dem Kläger durch die 
von der Beklagten ausgesprochene fristlose Kündigung 
des Vertragsverhältnisses Provisionsgewinne entgan­
gen sind. Streitig ist, ob für die Kündigung ein 
wichtiger Grund wegen schuldhaften Verhaltens des 
Klägers vorlag und daher dessen Ausgleichsanspruch 
entfällt (§89 b Abs. 3 Satz 2 HGB) und ihm auch der 
auf positive Vertragsverletzung gestützte Anspruch 
auf Ersatz des ihm entstandenen Schadens (entgangene 
Provision) nicht zusteht. Streitig ist ferner, ob - 
falls die Beklagte schuldhaft ohne hinreichenden 
Grund fristlos gekündigt haben sollte - der Kläger 
sich hinsichtlich seines Schadensersatzanspruchs den 
Einwand mitwirkenden Verschuldens entgegenhalten las­
sen muß (§ 254 BGB). Das Berufungsgericht hat beide 
Ansprüche dem Grunde nach für gerechtfertigt erachtet 
und eine Mitschuld des Klägers verneint.

II. 1. Das Berufungsgericht führt zum Aus­
gleichsanspruch aus: Der Streit der Parteien gehe al­
lein darum, ob dieser Anspruch gemäß § 89 b Abs. 3 
Satz 2 HGB entfallen, d. h. ob die Beklagte berech­
tigt gewesen sei, dem Kläger wegen schuldhaften Ver-
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haltens aus wichtigem Grund fristlos zu kündigen. 
Das könne unter Berücksichtigung aller Umstände 
nicht bejaht werden. Dabei sei davon auszugehen, 
daß der Kläger gut 10 Jahre für die Beklagte mit 
unstreitig erheblichen Verkaufserfolgen tätig gewe­
sen sei und die Parteien halbjährige Kündigungs­
frist zum Jahresende vereinbart hätten. Da der 
zahlenmäßig und seinem Gewicht nach weit überwie­
gende Teil der von den Beklagten angeführten Kün­
digungsgründe schon gegen Ende Juni 1969 Vorgele­
gen habe, sei für die Frage, ob der Beklagten die 
Fortsetzung des Vertragsverhältnisses nicht zuzumu­
ten gewesen sei, auch und nicht zuletzt darauf ab­
zustellen, ob der Beklagten selbst bei durchaus 
ernsthaften Verfehlungen des Klägers nicht hätte 
angesonnen werden können, diesem bereits vor dem 
1. Juli 1969 zu kündigen. Das Vertragsverhältnis 
hätte dann fünf Monate länger gedauert. Um diese re 
lativ kurze Fortsetzungsdauer für das Unternehmen 
unzumutbar erscheinen zu lassen, hätte es ungewöhn­
lich triftiger Gründe bedurft. Daran fehle es.

Das Berufungsgericht nürdigt anschließend die 
von den Beklagten geltend gemachten Kündigungs­
gründe. Einige erachtet efr mangels hinreichender 
Substantiierung für unbegründet; bei den übrigen 
kommt es zu dem Ergebnis, den vor Ende April 1969 
liegenden und den Beklagten bekannten Vorfällen kom 
me allenfalls unterstützende Bedeutung zu. Mit 
Schreiben vom 30. April 1^69 habe die Beklagte den 
Kläger nämlich nur verwarnt und zwar zudem im Grün- 
de nur wegen eines an F M B h - R ^ r  gerichteten
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Schreibens vom 25. April 1969* Damit habe sie zu er­
kennen gegeben, daß sie zu jenem Zeitpunkt die wei­
tere Zusammenarbeit noch nicht als unzumutbar ange­
sehen habe. Was sich danach noch zugetragen habe, 
bzw. der Beklagten noch bekannt geworden sei, wiege 
aber weder für sich allein noch in seiner Gesamtheit 
so schwer, daß es die Annahme rechtfertige, nunmehr 
sei die Zumutbarkeitsgrenze überschritten gewesen. 
Das Gericht sei vielmehr davon überzeugt, daß die 
Beklagte dem Kläger deshalb am 27. Juli 1969 gekün­
digt habe, weil si e seit Bnde 1968 von FVriMit-R<Hi 
WHß und unter Druck gesetzt worden sei,
sich vom Kläger zu trennen.

Die gegen diese Beurteilung gerichteten An­
griffe der Revision haben keinen Erfolg.

Die Überprüfung der tatrichterlichen Ent­
scheidung, durch die ein wichtiger Kündigungsgrund 
bejaht oder verneint worden ist, muß sich im Revi­
sionsrechtszug darauf beschränken, ob das Berufungs­
gericht den Rechtsbegriff des wichtigen Grundes ver­
kannt, wesentliche Tatumstände übersehen oder nicht 
vollständig gewürdigt oder ErfahrungsSätze verletzt 
hat, schließlich ob Verfahrensverstöße vorliegen.
Die Wertung der Einzelheiten des Palles ist für 
das Revisionsgericht bindend; es kann den vom Tat­
richter festgestellten Umständen kein größeres oder 
geringeres Gewicht beimessen, als er es getan hat.

Das Berufungsgericht hat den Sachvortrag der 
Parteien unter Berücksichtigung und Abwägung der In­
teressen und der vertraglichen Rechte und Pflichten
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sowohl der Beklagten als auch des Klägers umfassend 
und ohne erkennbaren Rechtsfehler gewürdigt. Die Rü­
gen der Revision laufen darauf hinaus, an die Stelle 
der Würdigung des Berufungsgerichts ihre eigene zu 
setzen; das ist unzulässig.

Das Berufungsgericht hat somit, da nach seinen 
nicht angreifbaren Feststellungen ein wichtiger 
Grund für die fristlose Kündigung wegen schuldhaften 
Verhaltens des Klägers nicht vorlag, dessen Anspruch 
auf einen angemessenen Ausgleich gemäß § 89 b Abs. 1 
HGB zu Recht bejaht; denn die Vorschrift des § 89 b 
Abs. 3 Satz 2 HGB, wonach dieser Anspruch entfällt, 
wenn der Unternehmer das VertragsVerhältnis gekün­
digt hat 'und für die Kündigung ein wichtiger Grund we 
gen schuldhaften Verhaltens des Handelsvertreters 
vorlag, stellt eine abschließende Regelung für den 
Wegfall des Ausgleichsanspruchs dar (BGHZ 41, 129, 
131). Hierbei ist davon aviszugehen, daß der Begriff 
des wichtigen Grundes im 4»inne dieser Bestimmung 
inhaltsgleich mit dem des;wichtigen Grundes im Sin­
ne von § 89 a HGB ist (BG-. VersR 1961, 52, 53).\

2. Es begegnet indes; rechtlichen Bedenken, daß 
das Berufungsgericht den Ausgleichsanspruch dem 
Grunde nach in Höhe von 4/0.000,—  DM als gerecht­
fertigt erachtet hat. Der,Kläger hatte in erster In­
stanz seinen auf Zahlung 'ion 500.000,—  DM gerichte­
ten Klageantrag damit begründet, er habe Anspruch 
auf 250.000,—  DM Ausgleich nach § 89 b HGB,
150.000,-- DM Entschädigung für die Einhaltung eines 
vereinbarten Wettbewerbsvarbots und 100.000,—  DM 
Schadensersatz wegen entgangener Provision. Das Land-

A
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gericht hat die Klage (auf Zahlung von 500.000,—  DM) 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. in der 
Berufungsinstanz hat der Kläger für den Fall, daß 
das Gericht die Wettbewerbsabrede für unwirksam er­
achte, seinen Ausgleichsanspruch auf 400.000,—  DM 
erhöht (BU S. 28, 56), somit im Wege einer zulässigen 
Eventualanschließung (BGH LM § 556 ZPO Nr. 3) den 
Klagegrund für eine Teilforderung seines Zahlungsan­
spruchs in Höhe von 150.000,—  DM geändert. Darin 
liegt eine Klageänderung, die nach § 264 ZPO zulässig 
ist, wenn die Beklagte einwilligt oder das Gericht 
sie für sachdienlich erachtet. Das Berufungsgericht 
hat die Zulässigkeit der Klageänderung ohne nähere 
Begründung bejaht (BU S. 56). Da sich weder aus der 
Verhandlungsniederschrift noch aus dem schriftsätz- 
lichen Vortrag der Beklagten ergibt, daß diese der 
Klageänderung widersprochen haben, ist die Zulassung 
offenbar nach § 269 ZPO erfolgt, wonach die Einwil­
ligung des Beklagten in die Klageänderung anzunehmen 
ist, wenn er, ohne der Änderung zu widersprechen, 
sich in einer mündlichen Verhandlung auf die abgeän­
derte Klage eingelassen hat. Der Kläger war entgegen 
der.Auffassung der Revision nicht deshalb an der 
Klageänderung gehindert, weil in die Berufungsin­
stanz lediglich der Streit gelangt ist, ob der Zah­
lungsanspruch dem G r u n d e  n a c h  gerecht­
fertigt ist. Das Gesetz schließt für diesen Fall den 
Austausch des Klagegrundes nicht aus. Die Möglichkeit 
einer solchen Klageänderung darf dem Kläger im übri­
gen auch deshalb nicht genommen werden, weil er nicht 
sicher sein kann, ob das Berufungsgericht die Sache 
an das Gericht des ersten Rechtszuges zurückverweist 
und er dort die Klageänderung nachholen kann. Denn
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nach § 538 Abs. 1 Nr. 3 ZPO kann das Berufungsge­
richt auch dann, wenn im Falle eines nach Grund und 
Betrag streitigen Anspruchs durch das angefochtene 
Urteil lediglich Über den Grund des Anspruchs vor­
abentschieden worden ist, durcherkennen, wenn der 
Streit über den Betrag des Anspruchs zur Entschei­
dung reif ist.

Rechtsfehlerhaft ist es indes, daß das Berufungs­
gericht die nunmehr hilfsweise als Ausgleichsanspruch 
geltend gemachte Teilforderung von 150.000,— DM 
über den in erster Instanz geltend gemachten Aus­
gleichsanspruch von 250.000,—  DM hinaus in vollem 
Umfang und dementsprechend den Ausgleichsanspruch in 
Höhe von insgesamt 400.000,—  DM als dem Grunde nach 
gerechtfertigt erachtet hat, ohne zu prüfen, ob 
der Kläger einen Ausgleich von mehr als 250.000,—  DM 
beanspruchen kann, ■)Der in zweiter Instanz hilfswei-i
se als Ausgleich göltendgemachte Zahlungsanspruch 
hat neben dem auf 250.000,—  DM bezifferten Aus­
gleichsanspruch eifie selbständige Bedeutung erlangt. 
Das Berufungsgericht hätte ihn nur dann dem Grunde 
nach zusprechen dürfen, wenn eine hohe Wahrschein­
lichkeit dafür gegeben wäre, daß der Ausgleichsan­
spruch des Klägers 250.000,—  DM übersteigt (BGHZ 53, 
17, 23). Das hat das Berufungsgericht rechtsfehler­
haft nicht geprüft; es wird dies nach der gebotenen 
Zurückverweisun; nachholen müssen. Dabei wird es auch 
zu prüfen haben ob der Ausgleich wegen eigenen ver­
tragswidrigen ■Verhaltens des Klägers zu mindern sein 
wird. Es wird ferner zu berücksichtigen haben, daß 
nach dem eigen>n Vortrag des Klägers seine jährliche

i ■Durchschnittspiovision in den letzten 5 Jahren seiner
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Tätigkeit rund 316.500,—  DM betrug (BU S. 16); dies 
wäre nach § 89 b Abs. 2 HGB der Höchstbetrag, den 
er als Ausgleich beanspruchen könnte.

III. Da die fristlose Kündigung vom 27. Juli 1969 
ungerechtfertigt war, hat das Berufungsgericht dem 
Kläger aus dem Gesichtspunkt der positiven Vertrags­
verletzung zu Recht dem Grunde nach einen Anspruch 
auf Schadensersatz wegen entgangener Provision in Hö­
he von 100.000,—  DM zuerkannt.

Die Revision bemängelt jedoch zu Recht, daß das 
Berufungsgericht den Einwand des Mitverschuldens des 
Klägers mit der Begründung versagt hat, für eine 
u n b e r e c h t i g t e  fristlose Kündigung sei 
der Gekündigte in keinem Fall mitverantwortlich zu 
machen. Wenn auch - nach den Feststellungen des Beru­
fungsgerichts - das Verhalten des Klägers nicht aus­
reichte, um der Beklagten einen wichtigen Grund 
zu seiner fristlosen Kündigung zu geben, so schließt 
das nicht aus, das Verhalten des Klägers unter dem 
Gesichtspunkt zu würdigen, ob sein Anspruch auf 
Schadensersatz etwa deshalb zu mindern ist, weil 
er der Beklagten schuldhaft dazu Anlaß gegeben hat 
(BGH NJW 1967, 248, 250).
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IV. Auf die Revision war daher das angefochte- 
ne Urteil im Kostenpunkt und soweit die Berufung 
zurückgewiesen wurde, aufzuheben und zur anderwei­
ten Verhandlung und Entscheidung, auch über die 
Kosten der Revisionsinstanz, an das Berufungsgericht 
zurückzuverweisen.

Krüger-Nieland Sprenkmann Schönberg

v. Gamm Schwerdtfeger
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